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Dritte Wege ohne Richtung

Immer wenn die deutsche Sozialdemokra-
tie regiert hat, gab es eine Konsequenz: eine
politische Partei, die sich links von der
Sozialdemokratie etablierte. Das war in
der Weimarer Republik mit SPD und KPD
der Fall, in den 80er Jahren mit der Grün-
dung der Grünen und jetzt mit der Links-
partei. Auch anderswo in Europa erleben
wir eine Zunahme von Linksparteien. Das
gilt für Schweden, Dänemark, Frankreich
und auch für Spanien.

Der Trend zur Mitte als sozialdemokra-
tische Antwort auf den Verlust von Mehr-
heiten begann in den 80er Jahren. Sie wur-
de unter der Überschrift »Dritter Weg« ge-
führt, also eine Positionierung zwischen
klassischer Sozialdemokratie und Neolibe-
ralismus. Es wurde die Idee der New De-
mocrats geboren. Das hatte Nachahmer in
Form von »New Labour« und der »Neuen
Mitte« der SPD. Der Dritte Weg war der
Versuch, Sozialdemokratie und Marktlibe-
ralismus miteinander zu verbünden. Poli-
tisch knüpft das Konzept an die Erfahrung
an, dass politische Macht nur noch in
punktuellen Bündnissen zu organisieren ist
und nicht mehr auf strukturelle Mehr-
heiten bauen kann. Deswegen zielt der

»Dritte Weg«, »progressive governance«
machtpolitisch im Kern auf die Mitte der
Gesellschaft, um alte und neue Mittel-
schichten für die Idee und die Partei der
Sozialdemokratie zu begeistern.

Der Dritte Weg setzte auf eine neue Syn-
these von Gerechtigkeit und Modernisie-
rung.Unter der Konstellation der New Eco-
nomy hatte dabei die Balance von Sozialem
und Ökonomie allerdings eine Schlagseite.
Diese neue Synthese manifestierte sich u.a.
in: der Verlagerung von Macht und Steue-
rungsleistung in die Gesellschaft hinein
(Deregulierung), der Verlagerung von Ver-
antwortung auf das Individuum (Workfare
stattWelfare) und in der veränderten Rolle
des Staates (»Aktivierender Staat«).

Das hat eine Zeitlang funktioniert: in
Deutschland, in Großbritannien, in Schwe-
den – ja fast in ganz Europa und in den
USA. Heute müssen manche feststellen:
Die Reformbilanz ist widersprüchlich.

Wandel durch Sicherheit

Die Botschaft des Dritten Weges war:
»Sicherheit durch Wandel«. Das heißt:
Umbau der Sozialsysteme, damit wohl-
fahrtsstaatliche Leistungen auch in Zu-
kunft finanzierbar sind. Der Bedarf an
Modernisierung der nationalen Wohl-
fahrtsregime besteht nach wie vor. Aber
diese Botschaft hat weder Kraft noch Ant-
worten auf die anstehenden Probleme. Sie
hat eben dazu geführt, dass entweder Tra-
ditionalisten und Sozialromantiker an
Einfluss gewinnen oder aber konservative
Parteien erfolgreich wurden – beides kön-
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nen wir in Deutschland zurzeit beobach-
ten. Heute geht es um: »Wandel durch Si-
cherheit«. Die Bereitschaft der Menschen,
Veränderung zu unterstützen und zu tra-
gen hängt davon ab, dass nicht falsche
Sicherheit versprochen wird, aber deutlich
bleibt, dass die Verantwortung nicht allein
an den Einzelnen delegiert wird. Nicht der
ermöglichende Sozialstaat, auch nicht der
fürsorgende Sozialstaat, sondern der ge-
währleistende Sozialstaat ist die Aufgabe.
»Progressive governance« braucht »proges-
sive government«.

Der Staat ist rehabilitiert. Die Linke
muss deutlich machen: Wir brauchen ei-
nen aktiven und einen gestaltenden Staat,
der über die nötigen Ressourcen verfügt.
Alle Versuche der Mitteorientierung haben
dazu geführt, dass Unklarheit bestand,
rechts und links wurden beliebig, ohne
Ausrichtung und Orientierung.

Norberto Bobbio hat klar gestellt: »Die
beiden Begriffe ›rechts‹ und ›links‹ sind
keine absoluten Begriffe, sondern relative
(...) noch sind sie innere Eigenschaften des
politischen Ordnungssystems.Es sind Orte
des ›politischen Raums‹. Sie stehen für eine
bestimmte politische Topologie (...) Man
ist nicht rechts oder links in dem Sinne, wie
man sagt, man sei ›kommunistisch‹ oder
›liberal‹ oder ›katholisch‹. Anders ausge-
drückt, rechts und links sind keine Wörter,
die – ein für alle Mal – festgeschriebene
Inhalte bezeichnen. Sie könnten je nach
Zeit und Situation, unterschiedliche In-
halte bezeichnen. Für die politische Linke
heißt das, sie kann niemals eine Institution
von Dogmen, der zehn Gebote sein. Die
Linke muss eine Organisation sein, die in
der Lage ist, Räume des politischen Dis-
kurses über politische Alternativen zu ent-
wickeln, und auch neue Antworten, auch
unter Rückgriff auf Themen und Erfah-
rungsfundus der eigenen Themen und
Praxis« zu finden. Gerade dies jedoch hat
die Neue Mitte in Regierungsverantwor-
tung ausgeschlossen: Alternativen zur Re-
gierungspraxis unerwünscht.

Die zweite Anleihe stammt von der
französischen Soziologin Chantal Mouffe.
Ihr Argument lautet,dass der Konsens-An-
satz, statt die Bedingungen für eine ver-
söhnte Gesellschaft zu schaffen,zur Entste-
hung von neuen Antagonismen führt. Das
kann nur verhindert werden, indem den tat-
sächlich bestehenden Konflikten legitimer
Ausdruck gegeben wird. Die Richtungs-
Unterschiede müssen in klaren politischen
Alternativen, statt lediglich in moralischen
Kontroversen zum Ausdruck kommen.

Mouffe erklärt also zum Problem, was
viele für eine Grundbedingung von Demo-
kratie halten. Sie kommt zu dem Schluss,
ein stärkerer Antagonismus zwischen rechts
und links sei notwendig, um Klärungen
herbeizuführen: Was sind die Richtungs-
fragen in einer Gesellschaft?

Den Fetisch der »Mitte«
überwinden 

Die Linke war nie nur Programmpartei, sie
war dann politisch erfolgreich, wenn sie
auch Bewegungspartei war, die Themen
setzte und für sie mobilisierte.

Die Sozialdemokratie ist heute weit da-
von entfernt, dies zu können. Zu einer poli-
tischen Linken, die Gestaltungskraft hat,
gehört dies allerdings dazu. Wenn man ei-
nes aus dem amerikanischen Wahlkampf
lernen kann, dann, dass Richtungsfragen
Menschen orientieren, mobilisieren und
begeistern. Obama hat nichts anderes ge-
tan, als Richtungsfragen für die amerika-
nische Gesellschaft sehr klar zu identifi-
zieren.

Die gegenwärtige ökonomische Krise
setzt unweigerlich die Richtungsfragen in
unserer Gesellschaft wieder auf die Tages-
ordnung. Es geht um die Frage einer post-
neoliberalen Ökonomie, die in der Lage ist,
Wachstum, Bekämpfung von Armut und
Hunger und die zivilisatorischen Heraus-
forderungen (Klimawandel, Verlust von
Biodiversität) ökonomisch zu beantwor-
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ten. Dazu ist auch ein neues Verständnis
von Globalisierung jenseits »des Globa-
lismus als Idee oder Ideologie« notwendig.
Denn Globalismus als Ideologie hat zur
»Durchsetzung des Primats der Ökono-
mie« geführt und ist »ebenso ökonomis-
tisch wie es der Vulgärmarxismus einst
war, er ist deshalb im gewissen Sinne die
Widerauferstehung des Marxismus als Ma-
nagementideologie« (Rüdiger Safranski).
Die Folgen dieser Entwicklung sind in der
gegenwärtigen Krise zu besichtigen: Kapi-
talvernichtung in einer bislang unbekann-
ten Größe, Massenarbeitslosigkeit und
Staatsinsolvenzen.

Notwendig ist daher eine Neuorien-
tierung linker Politik.Der Fetisch der Mitte
muss aufgegeben werden. George Lekoff
hat Recht: »Eine politische Mitte gibt es
nicht.« Vielmehr muss die politische Linke
wieder »sagen, was ist« (Sigmar Gabriel).
Sie muss die heutigen Brüche, Widersprü-
che und Zukunftsantworten formulieren,
jenseits des Regierungspragmatismus. Die
nächsten Jahre werden die Gesellschaft vor
neue,bislang zum Teil unbekannte Heraus-
forderungen stellen:

● Die Gestaltung des Finanzkapitalis-
mus, seiner Transparenz, seiner Regulie-
rung, seiner Ausrichtung auf Nachfrage
und Zukunftsinvestitionen,

● die Bewältigung der Zivilisations-
fragen, die mit den Stichworten Bevölke-
rungsexplosion, Klimawandel, Ressourcen-
knappheit und Verlust unserer natürlichen
Lebensgrundlagen korrespondieren,

● die Rückkehr sozialer Klassenspal-
tung, die Entwicklung einer Zweidrittel-
gesellschaft (Peter Glotz), den Ausschluss
wachsender Teile der Gesellschaft und die
damit verbundenen Aufstiegsblockaden
für bestimmte soziale Milieus,

● die Entgrenzung der Politik,also eine
Entwicklung, in der gesellschaftlich rele-
vante Entscheidungen nicht mehr in den
dafür vorgesehen Institutionen und Ver-
fahren getroffen werden, sondern in Wirt-
schaft und Wissenschaft und transnationa-

len Netzwerken ohne demokratische Legi-
timation und Beratung,

● die Aushöhlung der Demokratie
durch einen Primat der Ökonomie, eine
Übermacht der Märkte und die steigende
Verweigerung demokratischer Legitima-
tion durch die (Nicht-)Wähler.

Die linke Alternative
formulieren

Die Rhetorik des Sachzwangs und das Pos-
tulat der Alternativlosigkeit sind auf diese
Herausforderungen keine Antwort. In Eu-
ropa, auch in Deutschland, hat dies zu einer
Ausdifferenzierung der politischen Linken
geführt. Heute gibt es zwei europäische Lin-
ke: »Die eine von ihnen akzeptiert diesen
Rückzug, sei es bereitwillig oder resignie-
rend. Die andere versucht ihn zu bremsen,
ohne dass sie große Hoffnungen hätte, den
Prozess umkehren zu können. Diese beiden
Schulen sind Gegner (...). Europa braucht
eine andere Linke.« (Roberto Mangabeira
Unger: Wider den Sachzwang, Für eine linke
Politik. 2007).Dabei gilt es,die politisch ent-
standene Dichotomie von Protestlinker und
Gestaltungslinker zu überwinden. Eine Lin-
ke braucht eine Politik neuer Balancen zwi-
schen Staat und Markt, Wachstum und Ge-
rechtigkeit, Solidarität, Verteilung und Ei-
genverantwortung, Nationalstaat und Welt-
gesellschaft. Sie darf aber auch nicht zu-
rückfallen in alte linke Irrungen und Wir-
rungen, wie die linke Marktverneinung, lin-
ken Hyperetatismus mit einer überzogenen
Steuerungseuphorie, linke Technikskepsis
und linke Machtverachtung.

Das linke Projekt muss sich (wieder) als
Emanzipationskonzept etablieren, die Be-
freiung des Menschen von Fremdbestim-
mung und Bevormundung. Eine solche
emanzipatorische Entwicklung hat Voraus-
setzungen, wie z.B. ein ausreichendes Maß
materieller Sicherheit, denn nur unter die-
ser Voraussetzung können sich Menschen
fair und gerecht begegnen. Dazu gehört un-
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eingeschränkte Chancengleichheit bei der
Entwicklung seiner Talente und Fähigkei-
ten. Und dazu gehört eine Politik der Ge-
nerationengerechtigkeit, die sicherstellt,
dass die Lebensgrundlagen auch für nach-
wachsende Generationen erhalten bleiben.
Peter Glotz’ Formel hat ihre Gültigkeit
nicht verloren. Links ist: die Begrenzung
der Marktlogik als politische Einbettung
marktwirtschaftlicher Rationalität; die Sen-
sibilisierung für die soziale Frage, die För-
derung des Sozialstaats; die Umsetzung von
Zeit in neue Freiheitsrechte, die faktische
Gleichstellung der Frau; den Schutz von
Lebenswelt und Natur; die Bekämpfung
des Nationalismus. Eine solche Linke muss
wieder zum Träger von Richtungsfragen
und Richtungsdebatten werden. Sie muss
das »Prinzip Hoffnung« (Ernst Bloch) und
das »Prinzip Verantwortung« (Hans Jonas)
miteinander verbinden. Pragmatismus als
Prinzip reicht dazu nicht aus. Es fordert
vielmehr Mut, Konfliktbereitschaft, Klar-
heit im Denken und Handeln. Und es be-

darf einer intellektuellen Erneuerung. Die
Linke darf sich nicht der »Diktatur der
Alternativlosigkeit« beugen, sondern muss
wieder Ort des Diskurses, der Neugier und
der Suche werden. Unsere Gesellschaft
steht national und global vor vielen Rich-
tungsfragen,die Richtungsantworten erfor-
dern.Eine Linke ist nur dann wieder attrak-
tiv, wenn ihr genau dies gelingt: Die rich-
tigen Fragen zu stellen und schlüssige Ant-
worten zu geben.

Heute geht es für die Linke um Ant-
worten auf fünf große Richtungsfragen:
Das Verhältnis von Markt und Staat, eine
gerechte Einkommens- und Reichtumsver-
teilung, das Verhältnis von Solidarität und
Eigenverantwortung, gleiche Chancen und
Zugänge in der Gesellschaft sowie einen
neuen Multilateralismus.

Die SPD hat in ihrem Grundsatzpro-
gramm und im Wahlprogramm ihre Ant-
worten auf diese Richtungsfragen formu-
liert. Worauf es nun ankommt, ist die Ar-
beit der Zuspitzung und Mobilisierung.
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Was könnte das sein: attraktive Vorwärts-
Programmatik nach elf Regierungsjahren?
Abstrakt gesagt: Der beschworene »neue
Anlauf« muss mit vier bis fünf neuen
Kernideen unterlegt sein, die in die Zu-
kunft weisen und dabei mutig politische
Verantwortung neu definieren. Nach den
Jahrzehnten des unkritischen Marktglau-
bens bis weit in die SPD hinein kann da ein
Stückchen »Wir haben verstanden.« ruhig
eingeschlossen sein. Vor allem aber: Ent-

Richard Meng

Zwischenruf zum Entwurf des Regierungsprogramms

Elf Jahre Regierungsvorlauf, uneindeutige Koalitionsperspektive und objektive
Ungewissheiten der Finanzkrise machen es der SPD schwer, mit Blick auf die
Bundestagswahl im September einen Text vorzulegen, der den Anspruch eines
Zukunftsentwurfs auch einlöst. Dennoch: Etwas anregender, präziser und damit
auch verbindlicher kann der Entwurf schon sein.
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schiedenheit beim Versuch, in dieser ers-
ten weltweiten Globalisierungskrise politi-


